 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/4100002/2011

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. ***3*** in der Beschwerdesache
Erbengemeinschaft ***1*** und ***2*** petreffend die Beschwerden gegen die Bescheide
des Finanzamtes St. Veit Wolfsberg betreffend Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung)
2009 und Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2010 beschlossen:

Die Beschwerden und Vorlageantrage aus den Jahren 2010 und 2013 werden gemal § 261
Abs. 1 lit.a BAO als gegenstandslos erklart.

Die Beschwerden gelten durch die Einkommensteuerbescheide vom 11.12.2020 als erledigt.
Das Beschwerdeverfahren wird eingestellt.

Eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist nach Art. 133 Abs. 4 iVm Abs. 9
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Begriindung

Mit den angefochtenen Einkommensteuerbescheiden des Finanzamtes St. Veit Wolfsberg
wurden die Kosten der persdnlichen Pflegeperson und Haushalterin des pflegebediirftigen
Beschwerdefiihrers nicht als auBergewohnliche Belastung bei der Veranlagung zur
Einkommensteuer fir die Jahre 2009 und 2010 anerkannt. Dagegen wurden fristgerecht
Beschwerden eingebracht. Das Finanzamt hat mit Beschwerdevorentscheidungen die
Beschwerden als unbegriindet abgewiesen.

Dagegen wurden fristgerecht Vorlageantrage eingebracht.

Der Beschwerdefiihrer ist am 30.01.2012 verstorben und ist die Erbengemeinschaft in das
Verfahren beim BFG eingetreten.

Die Erbengemeinschaft erklarte sich im Zuge eines Erérterungsgespraches beim BFG am
9.11.2020, AuBenstelle Klagenfurt, nach ausfiihrlicher Erérterung der zugrundeliegenden Sach—
und Rechtslage mit der Erlassung einer neuen Sachentscheidung durch die Abgabenbehérde
einverstanden.

Das Finanzamt hat in der gegenstandlichen Beschwerdeangelegenheit durch Erlassung neuer
Einkommensteuerbescheide fir die Jahre 2009 und 2010 der durch den ho. Beschluss
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eingeraumten Moglichkeit entsprochen und mit den neuen Einkommensteuerbescheiden die
angefochtenen Bescheide ersetzt (§ 300 Abs. 3 BAO).

Die Antrage auf mindliche Verhandlung wurden im Zuge des Erdérterungsgespraches durch
*#®k1*** der aufgrund einer Vollmacht fir die Erbengemeinschaft einschreitet,
zuriickgezogen. Die o.a. Beschwerden gelten damit durch die Einkommensteuerbescheide
2009, 2010 vom 11.12.2020 als erledigt.

Es war daher spruchgemal’ zu entscheiden.

Zur Unzulassigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Die Gegenstandsloserklarung
ergibt sich schon aus dem Gesetzestext (§ 261 BAO), sodass eine Revision nicht zuzulassen war.

Klagenfurt am Worthersee, am 16. Dezember 2020

2von 2



	Begründung
	Zur Unzulässigkeit einer Revision


